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n der Wirtschaftspraxis holen Vorstand
bzw. Geschäftsführer bei komplexen recht-
lichen Fragestellungen häufig Rechtsrat
von der eigenen Rechtsabteilung oder ex-

ternen Beratern ein. Beabsichtigt ist dabei ne-
ben der Klärung der Frage und darauf auf-
bauender Handlungsentscheidungen häufig
auch, das Risiko von Schadenersatzansprü-
chen gegen den Vorstand zu minimieren, denn
dieser haftet dem Unternehmen gegenüber
für die gesetzeskonforme Leitung. Wie steht
es aber um diese Haftung, wenn sich der ein-
geholte Rechtsrat in der Folge als unrichtig
erweist?

Rechtslage. Während sich der OGH mit die-
ser Frage noch nicht im Detail befasst hat (sie-
he zu etwas anders gelagerten Fällen der Ein-
holung von Rechtsrat im Kartellrecht etwa OGH

16 Ok 2/11), hat der deut-
sche BGH – bei ähnlicher
Rechtslage – bereits eini-
ge Konkretisierungen ge-
troffen. Daraus lässt sich
vor allem Folgendes ablei-
ten: Der Berater muss fach-
lich qualifiziert und unab-
hängig sein. Bei externen
Beratern liegt die Unab-
hängigkeit im Allgemeinen
vor. Unternehmensjuristen
und Syndikus gelten eben-
falls grundsätzlich als un-
abhängig, wenn sicherge-
stellt ist, dass die Beratung
kritisch und unabhängig
durchgeführt werden kann.
Dies ist im Einzelfall ab-

zuwägen. Gibt es Anhaltspunkte, dass der hin-
zugezogene Berater unseriös oder käuflich ist,
darf sich der Vorstand auf die Expertise nicht
verlassen.

Umfassende Information. Dem hinzugezo-
genen Berater ist der zu beurteilende Sach-
verhalt unter Offenlegung der erforderlichen
Unterlagen vollständig und richtig darzule-
gen. Für den Vorstand empfiehlt sich, dies ent-
sprechend zu dokumentieren. Obwohl der Be-
rater bei einem erkennbar lückenhaften und
unvollständigen Sachverhalt grundsätzlich zur
Nachfrage angehalten ist, kann der Vorstand
auf den erstatteten Rechtsrat nicht vertrauen,
wenn der Sachverhalt absichtlich oder fahr-
lässig unrichtig oder unvollständig mitgeteilt
wurde oder relevante Informationen ver-
schwiegen wurden. Der Vorstand darf auf den

erteilten Rechtsrat grundsätzlich vertrauen,
er muss ihn aber dennoch kritisch würdigen
und einer sorgfältigen Plausibilitätskontrolle
unterziehen. Im Allgemeinen wird es dabei
ausreichend sein, zu prüfen, ob der erteilte
Rechtsrat auf dem richtigen Sachverhalt fußt,
frei von inneren Widersprüchen ist und im
Ergebnis nicht in auffälligem Widerspruch zur
eigenen Lebens- und Geschäftserfahrung steht.
Gegebenenfalls ist nachzufragen. Der hinzu-
gezogene Berater darf auch keine Annahmen
treffen, von deren Vorliegen er selbst, und –
noch schlimmer – der Auftraggeber nicht über-
zeugt ist. Der Vorstand kann sich daher nicht
hinter „Gefälligkeitsgutachten“ verstecken,
die bei kritischer Würdigung als fehlerhaft
oder unhaltbar erkannt würden. 

Kein blindes Vertrauen. Fehlt diese Plausibi-
litätskontrolle, kann sich der Vorstand nicht
mehr haftungsbefreiend darauf berufen, ei-
nem entschuldbaren Rechtsirrtum unterlegen
zu sein. Der Vorstand darf sich daher nicht
blind auf den Rat des hinzugezogenen Ex-
perten verlassen. Die Beratung muss in aller

Regel schriftlich erfolgen. Eine mündliche
Auskunftserteilung ist nur in Ausnahmefäl-
len, nämlich bei einfach gelagerten und bei
besonders eilbedürftigen Fällen (z.B. Ad-hoc-
Mitteilungen) ausreichend. Bei mündlich er-
teilter Auskunft ist es auch angeraten, diese
in einem Vermerk schriftlich festzuhalten und
den Inhalt vom Auskunftgeber bestätigen zu
lassen. Auch wenn ein Berater für den Vor-
stand erkennbar ohne eingehende Auseinan-
dersetzung mit der Problematik Auskünfte
„aus dem Stegreif“ oder „zwischen Tür und
Angel“ erteilt, genügt dies in der Regel nicht,
denn einem Vorstand muss bewusst sein, dass
so keine fundierte Antwort zu erwarten ist.

Fazit. Wenn der Berater sorgfältig ausgewählt
und umfassend über den Sachverhalt infor-
miert wird und die erteilte Auskunft einer ei-
genen Plausibilitätskontrolle unterzogen wird,
entfällt regelmäßig die Haftung des Vorstands,
der im Vertrauen auf den erteilten Rechtsrat
gehandelt hat. Gefälligkeitsgutachten und zwi-
schen „Tür und Angel“ erteilte Auskünfte ex-
kulpieren den Vorstand hingegen nicht.
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In unserer Untersuchung der
Websites der österreichischen
Top-50-Unternehmen haben
wir unser Augenmerk vor al-
lem auf nach außen offen-
kundige Elemente wie Im-
pressen und Social Plug-ins
von Facebook, Twitter und Co.,
aber auch auf die Einbindung
von Tools für Website-Statis-
tiken gelegt. Das Ergebnis: 80
Prozent der Unternehmens-
sites der größten heimischen
Firmen weisen offenkundige
rechtliche Mängel auf. 

Eine Reihe von Informati-
onspflichten für Website-Be-

treiber werden von E-Com-
merce-Gesetz (ECG), Unter-
nehmensgesetzbuch, Gewer-
beordnung und Mediengesetz
geregelt. Im Großteil der Fäl-
le werden aber die einfachs-
ten Informationspflichten, die
einen Website-Betreiber be-
treffen, nicht im vollen ge-
setzlich geforderten Umfang
erfüllt. So fehlt beim Großteil
der Websites etwa der in Pa-
ragraf 5 ECG vorgeschriebe-
ne Hinweis auf die berufs-
rechtlichen Vorschriften, de-
nen das Unternehmen unter-
liegt, sowie der Zugang zu die-

sen. Sehr oft fehlen auch Hin-
weise auf eine Kammerzuge-
hörigkeit und vielfach wird
zugunsten von Website-Kon-
taktformularen auf die Be-
kanntgabe einer E-Mail-
Adresse verzichtet.

Datenschutzprobleme 
Was die Einbindung von Web-
analyse-Tools betrifft, so ha-
ben viele Unternehmen die
Opt-out-Möglichkeiten, die
von Tools wie Google Analy-
tics, aber auch Piwik und
Webtrekk angeboten werden,
auf ihren Websites nicht um-

gesetzt. Grundsätzlich ist der
Einsatz von Webanalyse-Tools
wie Google Analytics aus
 datenschutzrechtlicher Sicht
problematisch. Userdaten
werden dabei etwa an Google
übermittelt und dort weiter-
verarbeitet. Ohne das Ange-
bot einer Opt-out-Mög lichkeit
wird dem User dann sein Wi-
derrufsrecht genommen.
Grundsätzlich sollte Google
Analytics auch nur mit einer
Anonymisierung von User-IP-
Adressen benutzt werden. 

Auch bei der Einbindung
von Social Plug-ins von Face-

book, Twitter und Co. werden
datenschutzrechtliche As-
pekte vielfach missachtet.
Wird etwa ein Facebook-Like-
Button eingebunden, so
 werden schon bei Ansteuern
der entsprechenden Unter-
nehmenssite durch einen
User, sofern er einen aktiven
Facebook-Account hat, des-
sen Daten an Facebook über-
mittelt. 
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